
 

Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung 
in Deutschland1 

 
 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, das 

Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, das 

Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein und 

der Freistaat Thüringen 

 

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovi-
sueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) im Hinblick auf sich verän-
dernde Marktgegebenheiten, nachstehenden Staatsvertrag: 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften 
und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1). 
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Präambel 

 
Dieser Staatsvertrag der Länder enthält grundlegende Regelungen für die Veranstaltung und das 
Angebot, die Verbreitung und die Zugänglichmachung von Rundfunk und Telemedien in Deutsch-
land. Er trägt der europäischen und technischen Entwicklung der Medien Rechnung. 

 
Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und privater Rundfunk sind der freien individuellen und öffentli-
chen Meinungsbildung sowie der Meinungsvielfalt verpflichtet. Beide Säulen des dualen Rund-
funksystems müssen in der Lage sein, den Anforderungen des nationalen und des internationalen 
Wettbewerbs zu entsprechen. 

 
Für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk sind Bestand und Entwicklung zu gewährleisten. Dazu ge-
hört seine Teilhabe an allen neuen technischen Möglichkeiten in der Herstellung und zur Verbrei-
tung sowie die Möglichkeit der Veranstaltung neuer Angebotsformen und Nutzung neuer Verbrei-
tungswege. Seine finanziellen Grundlagen einschließlich des dazugehörigen Finanzausgleichs sind zu 
erhalten und zu sichern. 

 
Den privaten Veranstaltern werden Ausbau und Fortentwicklung eines privaten Rundfunksys-
tems, vor allem in technischer und programmlicher Hinsicht, ermöglicht. Dazu sollen ihnen aus-
reichende Sendekapazitäten zur Verfügung gestellt und angemessene Einnahmequellen er-
schlossen werden. 

 
Die Vermehrung der Medienangebote (Rundfunk und Telemedien) in Europa durch die Möglich-
keiten der fortschreitenden Digitalisierung stärkt die Informationsvielfalt und das kulturelle Ange-
bot auch im deutschsprachigen Raum. Gleichzeitig bedarf es auch und gerade in einer zunehmend 
durch das Internet geprägten Medienwelt staatsvertraglicher Leitplanken, die journalistische Stan-
dards sichern und kommunikative Chancengleichheit fördern. Für die Angebote des dualen Rund-
funksystems sowie der Presse bedarf es hierbei auch Regeln, die den Zugang zu Verbreitungswe-
gen und eine diskriminierungsfreie Auffindbarkeit sicherstellen. 

 
Dieser Staatsvertrag dient, neben weiteren Regelungen und Förderungsvorhaben in Deutsch-
land, der nachhaltigen Unterstützung neuer europäischer Film- und Fernsehproduktionen. Den 
Landesmedienanstalten obliegt es, unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung privater Veran-
stalter und Anbieter und der besseren Durchsetzbarkeit von Entscheidungen verstärkt zusammen-
zuarbeiten. 

 
 

Erster Abschnitt  
Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen 

 

§ 1 Anwendungsbereich 
 

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für die Veranstaltung und das Angebot, die Verbreitung und die Zu-

gänglichmachung von Rundfunk und Telemedien in Deutschland. 
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(2) Soweit dieser Staatsvertrag keine anderweitigen Regelungen für die Veranstaltung und Ver-
breitung von Rundfunk enthält oder solche Regelungen zulässt, sind die für die jeweilige 
Rundfunkanstalt oder den jeweiligen privaten Veranstalter geltenden landesrechtlichen Vor-
schriften anzuwenden. 
 

(3) Für Fernsehveranstalter gelten dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften, 
wenn sie in Deutschland niedergelassen sind. Ein Fernsehveranstalter gilt als in Deutschland 
niedergelassen, wenn 

 
1. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen über 

das Programm dort getroffen werden, 

2. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen 
über das Programm in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union getrof-
fen werden, jedoch 

 
a) ein wesentlicher Teil des mit der Durchführung programmbezogener Tätigkeiten 

betrauten Personals in Deutschland tätig ist oder 
 
b) ein wesentlicher Teil des mit der Ausübung sendungsbezogener Tätigkeiten be-

trauten Personals sowohl in Deutschland als auch dem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union tätig ist oder 

 
c) ein wesentlicher Teil des mit sendungsbezogenen Tätigkeiten betrauten Perso-

nals weder in Deutschland noch dem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union tätig ist, aber der Fernsehveranstalter in Deutschland zuerst seine Tätigkeit 
begonnen hat und eine dauerhafte und tatsächliche Verbindung mit der Wirt-
schaft Deutschlands fortbesteht, oder 

 
3. die Hauptverwaltung in Deutschland liegt und die redaktionellen Entscheidungen 

über das Programm in einem Drittstaat getroffen werden oder umgekehrt und vo-
rausgesetzt, ein wesentlicher Teil des mit der Durchführung programmbezogener Tä-

tigkeiten betrauten Personals ist in Deutschland tätig. 

 

(4) Für Fernsehveranstalter, sofern sie nicht bereits aufgrund der Niederlassung der Rechtsho-

heit Deutschlands oder eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union unterliegen, 

gelten dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften auch, wenn sie 

 
1. eine in Deutschland gelegene Satelliten-Bodenstation für die Aufwärtsstrecke nutzen 

oder 
2. zwar keine in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union gelegene Satelliten - Boden-

station für die Aufwärtsstrecke nutzen, aber eine Deutschland zugewiesene Übertra-
gungskapazität eines Satelliten nutzen. Liegt keines dieser beiden Kriterien vor, gelten 
dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften auch für Fernsehveran-
stalter, wenn sie in Deutschland gemäß den Artikeln 49 bis 55 des Vertrags über die 
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Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. C 202 vom 7. Juni 2016, S. 47), niederge-
lassen sind. 

 
(5) Dieser Staatsvertrag und die landesrechtlichen Vorschriften gelten nicht für Programme 

von Fernsehveranstaltern, die 

 
1. ausschließlich zum Empfang in Drittländern bestimmt sind und 
2. nicht unmittelbar oder mittelbar von der Allgemeinheit mit handelsüblichen Ver-

braucherendgeräten in einem Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richtlinie 
2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 zur Koor-
dinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienste) (ABl. L 95 vom 15. 42010, S. 1), die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 (ABl. 
L 303 vom 28.11.2018, S. 69) geändert worden ist, empfangen werden. 

 
(6) Die Bestimmungen des II. und IV. Abschnitts gelten für Teleshoppingkanäle nur, sofern dies 

ausdrücklich bestimmt ist. 

 
(7) Für Anbieter von Telemedien gilt dieser Staatsvertrag, wenn sie nach den Vorschriften des 

Telemediengesetzes in Deutschland niedergelassen sind. 
 
(8) Abweichend von Absatz 7 gilt dieser Staatsvertrag für Medienintermediäre, Medienplattfor-

men und Benutzeroberflächen, soweit sie zur Nutzung in Deutschland bestimmt sind. Medi-

enintermediäre, Medienplattformen oder Benutzeroberflächen sind dann als zur Nutzung in 

Deutschland bestimmt anzusehen, wenn sie sich in der Gesamtschau, insbesondere durch 

die verwendete Sprache, die angebotenen Inhalte oder Marketingaktivitäten, an Nutzer in 

Deutschland richten oder in Deutschland einen nicht unwesentlichen Teil ihrer Refinanzie-

rung erzielen. Für die Zwecke der §§ 97 bis 99 gilt dieser Staatsvertrag für Video-Sharing-

Dienste im Anwendungsbereich der Richtlinie 2010/13/EU, wenn sie nach den Vorschriften 

des Telemediengesetzes in Deutschland niedergelassen sind; im Übrigen gilt Satz 1. 

 

(9) Fernsehveranstalter sind verpflichtet, die nach Landesrecht zuständige Stelle über alle Ände-

rungen zu informieren, die die Feststellung der Rechtshoheit nach den Absätzen 3 und 4 be-

rühren könnten. Die Landesmedienanstalten erstellen eine Liste der der Rechtshoheit 

Deutschlands unterworfenen privaten Fernsehveranstalter, halten die Liste auf dem neues-

ten Stand und geben an, auf welchen der in den Absätzen 3 und 4 genannten Kriterien die 

Rechtshoheit beruht. Die Liste und alle Aktualisierungen dieser Liste werden der Europäi-

schen Kommission mitsamt der Liste der öffentlich-rechtlichen Fernsehveranstalter über-

mittelt. 
 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 
(1) Rundfunk ist ein linearer Informations- und Kommunikationsdienst; er ist die für die Allge-

meinheit und zum zeitgleichen Empfang bestimmte Veranstaltung und Verbreitung von jour-
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nalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten in Bewegtbild oder Ton entlang eines Sende-
plans mittels Telekommunikation. Der Begriff schließt Angebote ein, die verschlüsselt ver-
breitet werden oder gegen besonderes Entgelt empfangbar sind. Telemedien sind alle elekt-
ronischen Informations- und Kommunikationsdienste, soweit sie nicht Telekommunikations-
dienste nach § 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes sind, die ganz in der Übertragung 
von Signalen über Telekommunikationsnetze bestehen, oder telekommunikationsgestützte 
Dienste nach § 3 Nr. 25 des Telekommunikationsgesetzes oder Rundfunk nach Satz 1 und 
2 sind. 

 
(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist 

 
1. Rundfunkprogramm eine nach einem Sendeplan zeitlich geordnete Folge von Inhalten, 

2. Sendeplan die auf Dauer angelegte, vom Veranstalter bestimmte und vom Nutzer nicht 
veränderbare Festlegung der inhaltlichen und zeitlichen Abfolge von Sendungen, 

3. Sendung ein unabhängig von seiner Länge inhaltlich zusammenhängender, geschlos-

sener, zeitlich begrenzter Einzelbestandteil eines Sendeplans oder Katalogs, 
4. Vollprogramm ein Rundfunkprogramm mit vielfältigen Inhalten, in welchem Informa-

tion, Bildung, Beratung und Unterhaltung einen wesentlichen Teil des Gesamtpro-
gramms bilden, 

5. Spartenprogramm ein Rundfunkprogramm mit im Wesentlichen gleichartigen Inhal-
ten, 

6. Regionalfensterprogramm ein zeitlich und räumlich begrenztes Rundfunkprogramm 
mit im Wesentlichen regionalen Inhalten im Rahmen eines Hauptprogramms, 

7. Werbung jede Äußerung, die der unmittelbaren oder mittelbaren Förderung des Absat-
zes von Waren und Dienstleistungen, einschließlich unbeweglicher Sachen, Rechte und 
Verpflichtungen, oder des Erscheinungsbilds natürlicher oder juristischer Personen, die 
einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen, dient und gegen Entgelt oder eine ähnliche 
Gegenleistung oder als Eigenwerbung im Rundfunk oder in einem Telemedium aufge-
nommen ist. Werbung ist insbesondere Rundfunkwerbung, Sponsoring, Teleshopping 
und Produktplatzierung; § 8 Abs. 9 und § 22 Abs. 1 Satz 3 bleiben unberührt, 

8. Rundfunkwerbung jede Äußerung bei der Ausübung eines Handels, Gewerbes, Hand-
werks oder freien Berufs, die im Rundfunk von einem öffentlich-rechtlichen oder ei-
nem privaten Veranstalter oder einer natürlichen Person entweder gegen Entgelt oder 
eine ähnliche Gegenleistung oder als Eigenwerbung gesendet wird, mit dem Ziel, den 
Absatz von Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich unbeweg-
licher Sachen, Rechte und Verpflichtungen, gegen Entgelt zu fördern, 

9. Schleichwerbung die Erwähnung oder Darstellung von Waren, Dienstleistungen, Na-
men, Marken oder Tätigkeiten eines Herstellers von Waren oder eines Erbringers von 
Dienstleistungen in Sendungen, wenn sie vom Veranstalter absichtlich zu Werbezwe-
cken vorgesehen ist und mangels Kennzeichnung die Allgemeinheit hinsichtlich des 
eigentlichen Zweckes dieser Erwähnung oder Darstellung irreführen kann. Eine Erwäh-
nung oder Darstellung gilt insbesondere dann als zu Werbezwecken beabsichtigt, 
wenn sie gegen Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung erfolgt, 
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10. Sponsoring jeder Beitrag einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Perso-
nenvereinigung, die an Rundfunktätigkeiten, der Bereitstellung von rundfunkähnlichen 
Telemedien oder Video-Sharing-Diensten oder an der Produktion audiovisueller Werke 
nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirekten Finanzierung von Rundfunkprogram-
men, rundfunkähnlichen Telemedien, Video- Sharing-Diensten, nutzergenerierten Vi-
deos oder einer Sendung, um den Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person 
oder Personenvereinigung, ihre Tätigkeit oder ihre Leistungen zu fördern, 

11. Teleshopping die Sendung direkter Angebote an die Öffentlichkeit für den Absatz von 
Waren oder die Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich unbeweglicher Sa-
chen, Rechte und Verpflichtungen, gegen Entgelt in Form von Teleshoppingkanälen, -
fenstern und -spots, 

12. Produktplatzierung jede Form der Werbung, die darin besteht, gegen Entgelt oder eine 
ähnliche Gegenleistung ein Produkt, eine Dienstleistung oder die entsprechende 
Marke einzubeziehen oder darauf Bezug zu nehmen, sodass diese innerhalb einer Sen-
dung oder eines nutzergenerierten Videos erscheinen. Die kostenlose Bereitstellung 
von Waren oder Dienstleistungen ist Produktplatzierung, sofern die betreffende 
Ware oder Dienstleistung von bedeutendem Wert ist, 

13. rundfunkähnliches Telemedium ein Telemedium mit Inhalten, die nach Form und Ge-
staltung hörfunk- oder fernsehähnlich sind und die aus einem von einem Anbieter 
festgelegten Katalog zum individuellen Abruf zu einem vom Nutzer gewählten Zeit-
punkt bereitgestellt werden (Audio- und audiovisuelle Mediendienste auf Abruf); In-
halte sind insbesondere Hörspiele, Spielfilme, Serien, Reportagen, Dokumentationen, 
Unterhaltungs-, Informations- oder Kindersendungen, 

14. Medienplattform jedes Telemedium, soweit es Rundfunk, rundfunkähnliche Telemedien 
oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 zu einem vom Anbieter bestimmten Gesamtangebot 
zusammenfasst. Die Zusammenfassung von Rundfunk, rundfunkähnlichen Tele-
medien oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 ist auch die Zusammenfassung von soft-
warebasierten Anwendungen, welche im Wesentlichen der unmittelbaren Ansteue-
rung von Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien, Telemedien nach § 19 Abs. 1 
oder Telemedien im Sinne des Satz 1 dienen. Keine Medienplattformen in diesem 
Sinne sind 

 
a) Angebote, die analog über eine Kabelanlage verbreitet werden, 
 

b) das Gesamtangebot von Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien oder Tele-

medien nach § 19 Abs. 1, welches ausschließlich in der inhaltlichen Verantwor-

tung einer oder mehrerer öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten oder eines pri-
vaten Anbieters von Rundfunk, rundfunkähnlichen Telemedien oder Telemedien 
nach § 19 Abs. 1 oder von Unternehmen, deren Programme ihm nach § 62 zuzu-
rechnen sind, stehen; Inhalte aus nach § 59 Abs. 4 aufgenommenen Fensterpro-
grammen oder Drittsendezeiten im Sinne d es § 65 sind unschädlich, 

 
15. Benutzeroberfläche die textlich, bildlich oder akustisch vermittelte Übersicht über An-

gebote oder Inhalte einzelner oder mehrerer Medienplattformen, die der Orientierung 
dient und unmittelbar die Auswahl von Angeboten, Inhalten oder softwarebasierten 
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Anwendungen, welche im Wesentlichen der unmittelbaren Ansteuerung von Rund-
funk, rundfunkähnlichen Telemedien oder Telemedien nach § 19 Abs. 1 dienen, er-
möglicht. Benutzeroberflächen sind insbesondere 

 
a) Angebots- oder Programmübersichten einer Medienplattform, 
 
b) Angebots- oder Programmübersichten, die nicht zugleich Teil einer Medienplatt-

form sind, 

 
c) visuelle oder akustische Präsentationen auch gerätegebundener Medienplattfor-

men, sofern sie die Funktion nach Satz 1 erfüllen, 
 

16. Medienintermediär jedes Telemedium, das auch journalistisch-redaktionelle Ange-
bote Dritter aggregiert, selektiert und allgemein zugänglich präsentiert, ohne diese zu 
einem Gesamtangebot zusammenzufassen, 

17. Rundfunkveranstalter, wer ein Rundfunkprogramm unter eigener inhaltlicher Verant-

wortung anbietet, 

18. Anbieter rundfunkähnlicher Telemedien, wer über die Auswahl der Inhalte entschei-
det und die inhaltliche Verantwortung trägt, 

19. Anbieter einer Medienplattform, wer die Verantwortung für die Auswahl der Ange-

bote einer Medienplattform trägt, 

20. Anbieter einer Benutzeroberfläche, wer über die Gestaltung der Übersicht abschlie-
ßend entscheidet, 

21. Anbieter eines Medienintermediärs, wer die Verantwortung für die Aggregation, Se-

lektion und allgemein zugängliche Präsentation von Inhalten trägt, 

22. Video-Sharing-Dienst ein Telemedium, bei dem der Hauptzweck des Dienstes oder 
eines trennbaren Teils des Dienstes oder eine wesentliche Funktion des Dienstes darin 
besteht, Sendungen mit bewegten Bildern oder nutzergenerierte Videos, für die der 
Diensteanbieter keine redaktionelle Verantwortung trägt, der Allgemeinheit bereitzu-
stellen, wobei der Diensteanbieter die Organisation der Sendungen oder der nutzerge-
nerierten Videos, auch mit automatischen Mitteln oder Algorithmen, bestimmt, 

23. Video-Sharing-Diensteanbieter, wer einen Video-Sharing-Dienst betreibt, 
24. nutzergeneriertes Video eine von einem Nutzer erstellte Abfolge von bewegten Bil-

dern mit oder ohne Ton, die unabhängig von ihrer Länge einen Einzelbestandteil dar-
stellt und die von diesem oder einem anderen Nutzer auf einen Video-Sharing- Dienst 

hochgeladen wird, 
25. unter Information insbesondere Folgendes zu verstehen: Nachrichten und Zeitgesche-

hen, politische Information, Wirtschaft, Auslandsberichte, Religiöses, Sport, Regiona-
les, Gesellschaftliches, Service und Zeitgeschichtliches, 

26. unter Bildung insbesondere Folgendes zu verstehen: Wissenschaft und Technik, Alltag 
und Ratgeber, Theologie und Ethik, Tiere und Natur, Gesellschaft, Kinder und Jugend, 
Erziehung, Geschichte und andere Länder, 

27. unter Kultur insbesondere Folgendes zu verstehen: Bühnenstücke, Musik, Fernseh-
spiele, Fernsehfilme und Hörspiele, bildende Kunst, Architektur, Philosophie und Reli-
gion, Literatur und Kino, 
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28. unter Unterhaltung insbesondere Folgendes zu verstehen: Kabarett und Comedy, 

Filme, Serien, Shows, Talk-Shows, Spiele, Musik, 
29. unter öffentlich-rechtlichen Telemedienangeboten zu verstehen: von den in der Ar-

beitsgemeinschaft der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik 
Deutschland (ARD) zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, dem Zwei-
ten Deutschen Fernsehen (ZDF) und dem Deutschlandradio jeweils nach Maßgabe ei-
nes nach § 32 Abs. 4 durchgeführten Verfahrens angebotene Telemedien, die journa-
listisch-redaktionell veranlasst und journalistisch-redaktionell gestaltet sind, Bild, Ton, 
Bewegtbild, Text und internetspezifische Gestaltungsmittel enthalten können und 
diese miteinander verbinden. 

 
(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die aus Sendungen bestehen, die jeweils gegen Einzelentgelt 

freigeschaltet werden. 

 

 

Zweiter Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen 

 
 

Erster Unterabschnitt  

Rundfunk 

 

 

§ 3 

Allgemeine Grundsätze 

 

Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschlandra-
dio und alle Veranstalter bundesweit ausgerichteter privater Rundfunkprogramme haben in ihren 
Angeboten die Würde des Menschen zu achten und zu schützen; die sittlichen und religiösen Über-
zeugungen der Bevölkerung sind zu achten. Die Angebote sollen dazu beitragen, die Achtung vor 
Leben, Freiheit und körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben und Meinungen anderer zu stärken. 
Weitergehende landesrechtliche Anforderungen an die Gestaltung der Angebote sowie § 51 blei-
ben unberührt. 

 

 
§ 4 

Informationspflichten, Verbraucherschutz 

 

(1) Rundfunkveranstalter haben folgende Informationen im Rahmen ihres Gesamtangebots 
leicht, unmittelbar und ständig zugänglich zu machen: 

 
1. Name und geografische Anschrift, 
2. Angaben, die eine schnelle und unmittelbare Kontaktaufnahme und eine effiziente 
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Kommunikation ermöglichen, einschließlich ihrer E-Mail-Adresse oder ihrer Web-
seite, 

3. die zuständige Aufsicht und 
4. den Mitgliedstaat, deren Rechtshoheit sie unterworfen sind. 

 
(2) Mit Ausnahme seiner §§ 2, 9 und 12 gelten die Regelungen des EG- Verbraucherschutzdurch-

setzungsgesetzes hinsichtlich der Bestimmungen dieses Staatsvertrages zur Umsetzung der 
Artikel 9, 10, 11 und Artikel 19 bis 26 der Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richt-
linie über audiovisuelle Mediendienste) (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1), bei innergemein-
schaftlichen Verstößen entsprechend. Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle. 

 
 

§ 5 

Auskunftsrechte 

 

(1) Rundfunkveranstalter haben gegenüber Behörden ein Recht auf Auskunft. Auskünfte kön-

nen verweigert werden, soweit 

 
1. durch die Auskunftserteilung die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Ver-

fahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder 
2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder  
3. ein überwiegendes öffentliches oder schutzwürdiges privates Interesse verletzt würde 

oder 
4. ihr Umfang das zumutbare Maß überschreitet. 
 

(2) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Auskünfte an Rundfunkveranstalter verbieten, 
sind unzulässig. 

 
(3) Rundfunkveranstalter können von Behörden verlangen, dass sie bei der Weitergabe von 

amtlichen Bekanntmachungen im Verhältnis zu anderen Bewerbern gleichbehandelt wer-
den. 

 
 

§ 6 

Sorgfaltspflichten 

 

(1) Berichterstattung und Informationssendungen haben den anerkannten journalistischen 
Grundsätzen, auch beim Einsatz virtueller Elemente, zu entsprechen. Sie müssen unabhängig 
und sachlich sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umständen gebo-
tenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft zu prüfen. Kommentare sind von der Berichter-
stattung deutlich zu trennen und unter Nennung des Verfassers als solche zu kennzeichnen. 

 
(2) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von Rundfunkveranstaltern durchgeführt 
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werden, ist ausdrücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind. 
 

 
§ 7 

Barrierefreiheit 

 

(1) Die Veranstalter nach § 3 Satz 1 sollen über ihr bereits bestehendes Engagement hinaus im 

Rahmen der technischen und ihrer finanziellen Möglichkeiten barrierefreie Angebote auf-
nehmen und den Umfang solcher Angebote stetig und schrittweise ausweiten. 

 
(2) Die Veranstalter bundesweit ausgerichteter privater Fernsehprogramme erstatten der je-

weils zuständigen Landesmedienanstalt, die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, das ZDF sowie das Deutschlandradio ihren jeweiligen Aufsichtsgremien 
mindestens alle drei Jahre Bericht über die getroffenen Maßnahmen nach Absatz 1. Die Be-
richte werden anschließend der Europäischen Kommission übermittelt. 

 

 
§ 8 

Werbegrundsätze, Kennzeichnungspflichten 

 

(1) Werbung darf nicht 

 
1. die Menschenwürde verletzen, 
2. Diskriminierungen aufgrund von Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft, Staatsan-

gehörigkeit, Religion oder Glauben, Behinderung, Alter oder sexueller Orientierung bein-
halten oder fördern, 

3. irreführen oder den Interessen der Verbraucher schaden oder 
4. Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder Sicherheit sowie in hohem Maße 

den Schutz der Umwelt gefährden. 

 
(2) Rundfunkwerbung ist Teil des Programms. Rundfunkwerbung oder Werbetreibende dürfen 

das übrige Programm inhaltlich und redaktionell nicht beeinflussen. Die Sätze 1 und 2 gel-
ten für Teleshopping-Spots, Teleshopping-Fenster und deren Anbieter entsprechend. 

 
(3) Werbung muss als solche leicht erkennbar und vom redaktionellen Inhalt unterscheidbar 

sein. In der Werbung dürfen keine Techniken der unterschwelligen Beeinflussung eingesetzt 
werden. Auch bei Einsatz neuer Werbetechniken müssen Rundfunkwerbung und Teleshop-
ping dem Medium angemessen durch optische oder akustische Mittel  oder räumlich ein-
deutig von anderen Sendungsteilen abgesetzt sein. 

 
(4) Eine Teilbelegung des ausgestrahlten Bildes mit Rundfunkwerbung ist zulässig, wenn die 

Rundfunkwerbung vom übrigen Programm eindeutig optisch getrennt und als solche ge-
kennzeichnet ist. Diese Rundfunkwerbung wird auf die Dauer der Spotwerbung nach den 
§§ 39 und 70 angerechnet. § 9 Abs. 1 gilt entsprechend. 
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(5) Dauerwerbesendungen sind zulässig, wenn der Werbecharakter erkennbar im Vordergrund 
steht und die Werbung einen wesentlichen Bestandteil der Sendung darstellt. Sie müssen zu 
Beginn als Dauerwerbesendung angekündigt und während ihres gesamten Verlaufs als sol-
che gekennzeichnet werden. 

 
(6) Die Einfügung virtueller Werbung in Sendungen ist zulässig, wenn 

 
1. am Anfang und am Ende der betreffenden Sendung darauf hingewiesen wird und 
2. durch sie eine am Ort der Übertragung ohnehin bestehende Werbung ersetzt wird. 

 
Andere Rechte bleiben unberührt. 

 
(7) Schleichwerbung und Themenplatzierung sowie entsprechende Praktiken sind unzulässig. 

Produktplatzierung ist gestattet, außer in Nachrichtensendungen und Sendungen zur politi-
schen Information, Verbrauchersendungen, Regionalfensterprogrammen nach § 59 Abs. 4, 
Fensterprogrammen nach § 65, Sendungen religiösen Inhalts und Kindersendungen. Sen-
dungen, die Produktplatzierung enthalten, müssen folgende Voraussetzungen erfüllen: 

 
1. die redaktionelle Verantwortung und Unabhängigkeit hinsichtlich Inhaltes und Platzie-

rung im Sendeplan müssen unbeeinträchtigt bleiben, 
2. die Produktplatzierung darf nicht unmittelbar zu Kauf, Miete oder Pacht von Waren 

oder Dienstleistungen anregen, insbesondere nicht durch spezielle verkaufsfördernde 
Hinweise auf diese Waren oder Dienstleistungen, und 

3. das Produkt darf nicht zu stark herausgestellt werden; dies gilt auch für kostenlos zur 
Verfügung gestellte geringwertige Güter. 

 
Auf eine Produktplatzierung ist eindeutig hinzuweisen. Sie ist zu Beginn und zum Ende einer 
Sendung sowie bei deren Fortsetzung nach einer Werbeunterbrechung oder im Hörfunk 
durch einen gleichwertigen Hinweis angemessen zu kennzeichnen. Die Kennzeichnungs-
pflicht entfällt für Sendungen, die nicht vom Veranstalter selbst oder von einem mit dem 
Veranstalter verbundenen Unternehmen produziert oder in Auftrag gegeben worden sind, 
wenn nicht mit zumutbarem Aufwand ermittelbar ist, ob Produktplatzierung enthalten ist; 
hierauf ist hinzuweisen. Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
das ZDF und die Landesmedienanstalten legen eine einheitliche Kennzeichnung fest. 

 
(8) In der Fernsehwerbung und beim Teleshopping im Fernsehen dürfen keine Personen auf-

treten, die regelmäßig Nachrichtensendungen oder Sendungen zum politischen Zeitgesche-
hen vorstellen. 

 
(9) Werbung politischer, weltanschaulicher oder religiöser Art ist unzulässig. Unentgeltliche 

Beiträge im Dienst der Öffentlichkeit einschließlich von Spendenaufrufen zu Wohlfahrts-
zwecken gelten nicht als Werbung im Sinne von Satz 1. § 68 bleibt unberührt. 

 
(10) Werbung für alkoholische Getränke darf den übermäßigen Genuss solcher Getränke nicht 

fördern. 
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(11) Die nichtbundesweite Verbreitung von Rundfunkwerbung oder anderen Inhalten in einem 

bundesweit ausgerichteten oder zur bundesweiten Verbreitung beauftragten oder zugelas-
senen Programm ist nur zulässig, wenn und soweit das Recht des Landes, in dem die nicht-
bundesweite Verbreitung erfolgt, dies gestattet. Die nichtbundesweit verbreitete Rund-
funkwerbung oder andere Inhalte privater Veranstalter bedürfen einer gesonderten landes-
rechtlichen Zulassung; diese kann von gesetzlich zu bestimmenden inhaltlichen Vorausset-
zungen abhängig gemacht werden. 

 
(12) Die Absätze 1 bis 11 gelten auch für Teleshoppingkanäle. 
 

 

§ 9 

Einfügung von Rundfunkwerbung und Teleshopping 

 

(1) Übertragungen von Gottesdiensten sowie Sendungen für Kinder dürfen nicht durch Rund-
funkwerbung oder Teleshopping unterbrochen werden. 

 
(2) Einzeln gesendete Werbe- und Teleshopping-Spots im Fernsehen müssen die Ausnahme blei-

ben; dies gilt nicht bei der Übertragung von Sportveranstaltungen. Die Einfügung von Werbe- 
oder Teleshopping-Spots im Fernsehen darf den Zusammenhang von Sendungen unter Berück-
sichtigung der natürlichen Sendeunterbrechungen sowie der Dauer und der Art der Sendung 
nicht beeinträchtigen noch die Rechte von Rechteinhabern verletzen. 
 

(3) Filme mit Ausnahme von Serien, Reihen und Dokumentarfilmen sowie Kinofilme und Nach-
richtensendungen dürfen für jeden programmierten Zeitraum von mindestens 30 Minuten 
einmal für Fernsehwerbung oder Teleshopping unterbrochen werden. 

 
(4) Richten sich Rundfunkwerbung oder Teleshopping in einem Fernsehprogram m eigens und 

häufig an Zuschauer eines anderen Staates, der das Europäische Übereinkommen über das 
grenzüberschreitende Fernsehen ratifiziert hat und nicht Mitglied der Europäischen Union ist, 
dürfen die für die Fernsehwerbung oder das Teleshopping dort geltenden Vorschriften nicht 
umgangen werden. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften dieses Staatsvertrages über die 
Rundfunkwerbung oder das Teleshopping strenger sind als jene Vorschriften, die in dem be-
treffenden Staat gelten, ferner nicht, wenn mit dem betroffenen Staat Übereinkünfte auf 
diesem Gebiet geschlossen wurden. 

 
 

§ 10 

Sponsoring 

 

(1) Auf das Bestehen einer Sponsoring-Vereinbarung muss eindeutig hingewiesen werden; bei 
Sendungen, die ganz oder teilweise gesponsert werden, muss zu Beginn oder am Ende auf die 
Finanzierung durch den Sponsor in vertretbarer Kürze und in angemessener Weise deutlich 
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hingewiesen werden; der Hinweis ist in diesem Rahmen auch durch Bewegtbild möglich. Ne-
ben oder anstelle des Namens des Sponsors kann auch dessen Firmenemblem oder eine 
Marke, ein anderes Symbol des Sponsors, ein Hinweis auf seine Produkte oder Dienstleistun-
gen oder ein entsprechendes unterscheidungskräftiges Zeichen eingeblendet werden. 

 
(2) Der Inhalt eines gesponserten Rundfunkprogramms oder einer gesponserten Sendung und 

der Programmplatz einer Sendung dürfen vom Sponsor nicht in der Weise beeinflusst wer-
den, dass die redaktionelle Verantwortung und Unabhängigkeit des Rundfunkveranstalters 
beeinträchtigt werden. 

 
(3) Gesponserte Sendungen dürfen nicht zum Verkauf, zum Kauf oder zur Miete oder Pacht von 

Erzeugnissen oder Dienstleistungen des Sponsors oder eines Dritten, vor allem durch entspre-
chende besondere Hinweise, anregen. 

 
(4) Nachrichtensendungen und Sendungen zur politischen Information dürfen nicht gesponsert 

werden. In Kindersendungen und Sendungen religiösen Inhalts ist das Zeigen von Sponsorenlo-
gos untersagt. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshoppingkanäle. 
 
(6) § 8 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 8 bis 10 gilt entsprechend. 

 

 
§ 11 

Gewinnspiele 

 

(1) Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele sind zulässig. Sie unterliegen dem Gebot der Trans-
parenz und des Teilnehmerschutzes. Sie dürfen nicht irreführen und den Interessen der Teil-
nehmer nicht schaden. Insbesondere ist im Programm über die Kosten der Teilnahme, die 
Teilnahmeberechtigung, die Spielgestaltung sowie über die Auflösung der gestellten Aufgabe 
zu informieren. Die Belange des Jugendschutzes sind zu wahren. Für die Teilnahme darf nur 
ein Entgelt bis zu 0,50 Euro verlangt werden; § 35 Satz 3 bleibt unberührt. 

 
(2) Der Veranstalter hat der für die Aufsicht zuständigen Stelle auf Verlangen alle Unterlagen vor-

zulegen und Auskünfte zu erteilen, die zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchführung 
der Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele erforderlich sind. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Teleshoppingkanäle. 

 
 

§ 12 

Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg 

 

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das 
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Deutschlandradio oder private Rundfunkveranstalter personenbezogene Daten zu journalis-
tischen Zwecken verarbeiten, ist es den hiermit befassten Personen untersagt, diese perso-
nenbezogenen Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen 
sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datenge-
heimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die Daten-
verarbeitung zu journalistischen Zwecken von der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 
vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) außer den Kapiteln I, VIII, X und XI nur die 
Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f in Verbindung mit Abs. 2, Artikel 24 und Artikel 32 Anwendung. Arti-
kel 82 und 83 der Verordnung (EU) 2016/679 gelten mit der Maßgabe, dass nur für eine Ver-
letzung des Datengeheimnisses gemäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzureichende Maßnah-
men nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gehaf-
tet wird. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend für die zu den in Satz 1 genannten Stellen ge-
hörenden Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Die in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutschlandradio und andere Rundfunkveranstalter so-
wie ihre Verbände und Vereinigungen können sich Verhaltenskodizes geben, die in einem 
transparenten Verfahren erlassen und veröffentlicht werden. Den betroffenen Personen ste-
hen nur die in den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu. 

 
(2) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezogener Daten zur Verbreitung von Gegen-

darstellungen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungserklärungen, Beschlüssen oder 
Urteilen über die Unterlassung der Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts der Da-
ten, so sind diese Gegendarstellungen, Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den 
gespeicherten Daten zu nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Da-
ten selbst sowie bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

 

(3) Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, 
kann die betroffene Person Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde liegenden, zu 
ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach Abwägung der 
schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert werden, soweit 

 
1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung 

von Rundfunksendungen mitwirken oder mitgewirkt haben, geschlossen werden kann, 
2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers von Beiträgen, 

Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann o-
der 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die journalistische 
Aufgabe durch Ausforschung des Informationsbestandes beeinträchtigt würde. 

 
Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichtigung unrichtiger personenbezogener 
Daten im Datensatz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von angemessenem 
Umfang verlangen. Die weitere Speicherung der personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, 
wenn dies für die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information oder 



 

 

Seite 20/92 

 

 

 

zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. 

 
(4) Für die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das Deutsch-

landradio und private Rundfunkveranstalter sowie zu diesen gehörende Beteiligungs- und 
Hilfsunternehmen wird die Aufsicht über die Einhaltung der geltenden datenschutzrechtli-
chen Bestimmungen durch Landesrecht bestimmt. Regelungen dieses Staatsvertrages blei-
ben unberührt. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Teleshoppingkanäle. 

 
 

§ 13 

Übertragung von Großereignissen 

 

(1) Die Ausstrahlung im Fernsehen von Ereignissen von erheblicher gesellschaftlicher Bedeutung 
(Großereignisse) in Deutschland verschlüsselt und gegen besonderes Entgelt ist nur zulässig, 
wenn der Fernsehveranstalter selbst oder ein Dritter zu angemessenen Bedingungen ermög-
licht, dass das Ereignis zumindest in einem frei empfangbaren und allgemein zugänglichen 
Fernsehprogramm in Deutschland zeitgleich oder, sofern wegen parallel laufender Einzeler-
eignisse nicht möglich, geringfügig zeitversetzt ausgestrahlt werden kann. Besteht keine Ei-
nigkeit über die Angemessenheit der Bedingungen, sollen die Parteien rechtzeitig vor dem 
Ereignis ein schiedsrichterliches Verfahren nach den §§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung ver-
einbaren; kommt die Vereinbarung eines schiedsrichterlichen Verfahrens aus Gründen, die 
der Fernsehveranstalter oder der Dritte zu vertreten haben, nicht zustande, gilt die Übertra-
gung nach Satz 1 als nicht zu angemessenen Bedingungen ermöglicht. Als allgemein zugängli-
ches Fernsehprogramm gilt nur ein Programm, das in mehr als zwei Drittel der Haushalte tat-
sächlich empfangbar ist. 

 
(2) Großereignisse im Sinne dieser Bestimmung sind: 

 

1. Olympische Sommer- und Winterspiele, 
2. bei Fußball-Europa- und -Weltmeisterschaften alle Spiele mit deutscher Beteiligung so-

wie unabhängig von einer deutschen Beteiligung das Eröffnungsspiel, die Halbfinalspiele 
und das Endspiel, 

3. die Halbfinalspiele und das Endspiel um den Vereinspokal des Deutschen Fußball- Bun-
des, 

4. Heim- und Auswärtsspiele der deutschen Fußballnationalmannschaft, 
5. Endspiele der europäischen Vereinsmeisterschaften im Fußball (Champions League, Eu-

ropa League) bei deutscher Beteiligung. 

 
Bei Großereignissen, die aus mehreren Einzelereignissen bestehen, gilt jedes Einzelereignis 
als Großereignis. Die Aufnahme oder Herausnahme von Ereignissen in diese Bestimmung ist 
nur durch Staatsvertrag aller Länder zulässig. 

 
(3) Teilt ein Mitgliedstaat der Europäischen Union seine Bestimmungen über die Ausstrahlung 



 

 

Seite 21/92 

 

 

 

von Großereignissen nach Artikel 14 Abs. 2 der Richtlinie 2010/13/EU der Europäischen 
Kommission mit und erhebt die Kommission nicht binnen drei Monaten seit der Mitteilung 
Einwände und werden die Bestimmungen des betreffenden Mitgliedstaates im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht, ist die Ausstrahlung von Großereignissen verschlüs-
selt und gegen Entgelt für diesen Mitgliedstaat nur zulässig, wenn der Fernsehveranstalter 
nach den im Amtsblatt veröffentlichten Bestimmungen des betreffenden Mitgliedstaates 
eine Übertragung in einem frei zugänglichen Programm ermöglicht. 

 

(4) Sind Bestimmungen eines Staates, der das Europäische Übereinkommen über das grenz-
überschreitende Fernsehen in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 9. September 1998 
ratifiziert hat, nach dem Verfahren nach Artikel 9a Abs. 3 des Übereinkommens veröffent-
licht, gilt diese Regelung für Veranstalter in Deutschland nach Maßgabe des Satzes 4, es sei 
denn, die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder versagen der Regelung inner-
halb einer Frist von sechs Monaten durch einstimmigen Beschluss die Anerkennung. Die An-
erkennung kann nur versagt werden, wenn die Bestimmungen des betreffenden Staates 
gegen das Grundgesetz oder die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten verstoßen. Die für Veranstalter in Deutschland nach dem vorbezeichne-
ten Verfahren geltenden Bestimmungen sind in den amtlichen Veröffentlichungsblättern der 
Länder bekannt zu machen. Mit dem Tag der letzten Bekanntmachung in den Veröffentli-
chungsblättern der Länder ist die Ausstrahlung von Großereignissen verschlüsselt und gegen 
Entgelt für diesen betreffenden Staat nur zulässig, wenn der Fernsehveranstalter nach den 
veröffentlichten Bestimmungen des betreffenden Staates eine Übertragung dort in einem 
frei zugänglichen Programm ermöglicht. 

 
(5) Verstößt ein Veranstalter gegen die Bestimmungen der Absätze 3 und 4, kann die Zulassung 

widerrufen werden. Statt des Widerrufs kann die Zulassung mit Nebenbestimmungen ver-
sehen werden, soweit dies ausreicht, den Verstoß zu beseitigen. 

 

 
§ 14 

Kurzberichterstattung 

 

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurzberichterstattung über Veranstaltungen und Ereignisse, die 
öffentlich zugänglich und von allgemeinem Informationsinteresse sind, steht jedem in Eu-
ropa zugelassenen Fernsehveranstalter zu eigenen Sendezwecken zu. Dieses Recht schließt 
die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeitigen Direktübertragung, zur Aufzeichnung, zu deren 
Auswertung zu einem einzigen Beitrag und zur Weitergabe unter den Voraussetzungen der 
Absätze 2 bis 12 ein. 

 
(2) Anderweitige gesetzliche Bestimmungen, insbesondere solche des Urheberrechts und des 

Persönlichkeitsschutzes, bleiben unberührt. 

 
(3) Auf die Kirchen und auf andere Religionsgemeinschaften sowie deren Einrichtungen mit 

entsprechender Aufgabenstellung findet Absatz 1 keine Anwendung. 
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(4) Die unentgeltliche Kurzberichterstattung ist auf eine dem Anlass entsprechende nachrich-
tenmäßige Kurzberichterstattung beschränkt. Die zulässige Dauer bemisst sich nach der 
Länge der Zeit, die notwendig ist, um den nachrichtenmäßigen Informationsgehalt der Ver-
anstaltung oder des Ereignisses zu vermitteln. Bei kurzfristig und regelmäßig wiederkehren-
den Veranstaltungen vergleichbarer Art beträgt die Obergrenze der Dauer in der Regel ein-
einhalb Minuten. Werden Kurzberichte über Veranstaltungen vergleichbarer Art zusammen-
gefasst, muss auch in dieser Zusammenfassung der nachrichtenmäßige Charakter gewahrt 
bleiben. 

 
(5) Das Recht auf Kurzberichterstattung muss so ausgeübt werden, dass vermeidbare Störun-

gen der Veranstaltung oder des Ereignisses unterbleiben. Der Veranstalter kann die Übertra-
gung oder die Aufzeichnung einschränken oder ausschließen, wenn anzunehmen ist, dass 
sonst die Durchführung der Veranstaltung infrage gestellt oder das sittliche Empfinden der 
Veranstaltungsteilnehmer gröblich verletzt würde. Das Recht auf Kurzberichterstattung ist 
ausgeschlossen, wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung entgegenstehen und 
diese das öffentliche Interesse an der Information überwiegen. Unberührt bleibt im Übrigen 
das Recht des Veranstalters, die Übertragung oder die Aufzeichnung der Veranstaltung insge-
samt auszuschließen. 

 
(6) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung kann der Veranstalter das allgemein 

vorgesehene Eintrittsgeld verlangen; im Übrigen ist ihm Ersatz seiner notwendigen Aufwen-
dungen zu leisten, die durch die Ausübung des Rechts entstehen. 

 

(7) Für die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung über berufsmäßig durchgeführte Ver-
anstaltungen kann der Veranstalter ein dem Charakter der Kurzberichterstattung entspre-
chendes billiges Entgelt verlangen. Wird über die Höhe des Entgelts keine Einigkeit erzielt, 
soll ein schiedsrichterliches Verfahren nach den §§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung verein-
bart werden. Das Fehlen einer Vereinbarung über die Höhe des Entgelts oder über die Durch-
führung eines schiedsrichterlichen Verfahrens steht der Ausübung des Rechts auf Kurzbe-
richterstattung nicht entgegen; dasselbe gilt für einen bereits anhängigen Rechtsstreit über 
die Höhe des Entgelts. 

 

(8) Die Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung setzt eine Anmeldung des Fernsehveran-
stalters bis spätestens zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung beim Veranstalter voraus. Die-
ser hat spätestens fünf Tage vor dem Beginn der Veranstaltung den anmeldenden Fernseh-
veranstaltern mitzuteilen, ob genügend räumliche und technische Möglichkeiten für eine 
Übertragung oder Aufzeichnung bestehen. Bei kurzfristigen Veranstaltungen und bei Ereignis-
sen haben die Anmeldungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erfolgen. 

 
(9) Reichen die räumlichen und technischen Gegebenheiten für eine Berücksichtigung aller An-

meldungen nicht aus, haben zunächst die Fernsehveranstalter Vorrang, die vertragliche Ver-
einbarungen mit dem Veranstalter oder dem Träger des Ereignisses geschlossen haben. Dar-
über hinaus steht dem Veranstalter oder dem Träger des Ereignisses ein Auswahlrecht zu. Da-
bei sind zunächst solche Fernsehveranstalter zu berücksichtigen, die eine umfassende Versor-
gung des Landes sicherstellen, in dem die Veranstaltung oder das Ereignis stattfindet. 
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(10) Fernsehveranstalter, die die Kurzberichterstattung wahrnehmen, sind verpflichtet, das Signal 

und die Aufzeichnung unmittelbar denjenigen Fernsehveranstaltern gegen Ersatz der ange-
messenen Aufwendungen zur Verfügung zu stellen, die nicht zugelassen werden konnten. 

 
(11) Trifft der Veranstalter oder der Träger eines Ereignisses eine vertragliche Vereinbarung mit 

einem Fernsehveranstalter über eine Berichterstattung, hat er dafür Sorge zu tragen, dass 
mindestens ein anderer Fernsehveranstalter eine Kurzberichterstattung wahrnehmen kann. 

 
(12) Die für die Kurzberichterstattung nicht verwerteten Teile sind spätestens drei Monate nach 

Beendigung der Veranstaltung oder des Ereignisses zu vernichten; die Vernichtung ist dem be-
treffenden Veranstalter oder Träger des Ereignisses schriftlich mitzuteilen. Die Frist wird 
durch die Ausübung berechtigter Interessen Dritter unterbrochen. 

 

 
§ 15 

Europäische Produktionen, 

Eigen-, Auftrags- und Gemeinschaftsproduktionen 

 

(1) Die Fernsehveranstalter tragen zur Sicherung von deutschen und europäischen Film- und 
Fernsehproduktionen als Kulturgut sowie als Teil des audiovisuellen Erbes bei. 

 
(2) Zur Darstellung der Vielfalt im deutschsprachigen und europäischen Raum und zur Förderung 

von europäischen Film- und Fernsehproduktionen sollen die Fernsehveranstalter den Haupt-
teil ihrer insgesamt für Spielfilme, Fernsehspiele, Serien, Dokumentarsendungen und ver-
gleichbare Produktionen vorgesehenen Sendezeit europäischen Werken entsprechend dem 
europäischen Recht vorbehalten. 

 
(3) Fernsehvollprogramme sollen einen wesentlichen Anteil an Eigenproduktionen sowie Auf-

trags- und Gemeinschaftsproduktionen aus dem deutschsprachigen und europäischen Raum 
enthalten. Das gleiche gilt für Fernsehspartenprogramme, soweit dies nach ihren inhaltlichen 
Schwerpunkten möglich ist. 

 

(4) Im Rahmen seines Programmauftrages und unter Berücksichtigung der Grundsätze von 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist der öffentlich-rechtliche Rundfunk zur qualitativen 
und quantitativen Sicherung seiner Programmbeschaffung berechtigt, sich an Filmförderun-
gen zu beteiligen, ohne dass unmittelbar eine Gegenleistung erfolgen muss. Weitere landes-
rechtliche Regelungen bleiben unberührt. 

 
 

§ 16 

Auskunftspflicht und zuständige Behörden nach dem Europäischen Übereinkommen über das grenz-

überschreitende Fernsehen 

 

(1) Die Rundfunkanstalten des Landesrechts sind verpflichtet, der nach Landesrecht zuständigen 
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Behörde gemäß Artikel 6 Abs. 2 des Europäischen Übereinkommens über das grenzüber-
schreitende Fernsehen die dort aufgeführten Informationen auf Verlangen zur Verfügung zu 
stellen. Gleiches gilt für private Fernsehveranstalter, die auf Verlangen die Informationen der 
Landesmedienanstalt des Landes zur Verfügung zu stellen haben, in dem die Zulassung erteilt 
wurde oder in dem der Fernsehveranstalter im Sinne des § 54 seinen Sitz, Wohnsitz oder in 
Ermangelung dessen seinen ständigen Aufenthalt hat. Diese leitet die Informationen an ihre 
rechtsaufsichtsführende Behörde weiter. 

 
(2) Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bestimmen durch Beschluss eine 

oder mehrere der in Absatz 1 genannten Behörden, welche die Aufgaben nach Artikel 19 
Abs. 2 und 3 des Europäischen Übereinkommens über das grenzüberschreitende Fernsehen 
wahrnehmen. Diesen Behörden sind zur Durchführung ihrer Aufgaben alle erforderlichen 
Informationen durch die zuständigen Behörden der einzelnen Länder zu übermitteln. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit rechtsverbindliche Berichtspflichten der 

Länder zum Rundfunk gegenüber zwischenstaatlichen Einrichtungen oder internationalen 

Organisationen bestehen. Satz 1 gilt auch für Teleshoppingkanäle. 
 

 

Zweiter Unterabschnitt 

Telemedien 

 
 

§ 17 

Allgemeine Grundsätze, Zulassungs- und Anmeldefreiheit 

 

Telemedien sind im Rahmen der Gesetze zulassungs- und anmeldefrei. Für die Angebote gilt die 
verfassungsmäßige Ordnung. Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze und die gesetzlichen Best-
immungen zum Schutz der persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

 

§ 18 

Informationspflichten und Auskunftsrechte 

 

(1) Anbieter von Telemedien, die nicht ausschließlich persönlichen oder familiären Zwecken die-
nen, haben folgende Informationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und ständig ver-
fügbar zu halten: 

 
1. Name und Anschrift sowie 
2. bei juristischen Personen auch Name und Anschrift des Vertretungsberechtigten. 
 

(2) Anbieter von Telemedien mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten, in denen ins-
besondere vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild 
wiedergegeben werden, haben zusätzlich zu den Angaben nach den §§ 5 und 6 des Telemedi-
engesetzes einen Verantwortlichen mit Angabe des Namens und der Anschrift zu benennen. 
Werden mehrere Verantwortliche benannt, ist kenntlich zu machen, für welchen Teil des 
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Dienstes der jeweils Benannte verantwortlich ist. Als Verantwortlicher darf nur benannt wer-
den, wer 

 

1. seinen ständigen Aufenthalt im Inland hat, 
2. die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, nicht durch Richterspruch verloren hat, 
3. unbeschränkt geschäftsfähig ist und 
4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann. 

 
Satz 3 Nr. 3 und 4 gilt nicht für Jugendliche, die Telemedien verantworten, die für Jugendli-

che bestimmt sind. 

 
(3) Anbieter von Telemedien in sozialen Netzwerken sind verpflichtet, bei mittels eines Compu-

terprogramms automatisiert erstellten Inhalten oder Mitteilungen den Umstand der Automa-
tisierung kenntlich zu machen, sofern das hierfür verwandte Nutzerkonto seinem äußeren 
Erscheinungsbild nach für die Nutzung durch natürliche Personen bereitgestellt wurde. Dem 
Inhalt oder der Mitteilung ist der Hinweis gut lesbar bei- oder voranzustellen, dass dieser oder 
diese unter Einsatz eines das Nutzerkonto steuernden Computerprogrammes automatisiert 
erstellt und versandt wurde. Ein Erstellen im Sinne dieser Vorschrift liegt nicht nur vor, wenn 
Inhalte und Mitteilungen unmittelbar vor dem Versenden automatisiert generiert werden, 
sondern auch, wenn bei dem Versand automatisiert auf einen vorgefertigten Inhalt oder eine 
vorprogrammierte Mitteilung zurückgegriffen wird. 

 
(4) Für Anbieter von Telemedien nach Absatz 2 Satz 1 gilt § 5 entsprechend. 

 
 

§ 19 

Sorgfaltspflichten 

 

(1) Telemedien mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten, in denen insbesondere 
vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild wiederge-
geben werden, haben den anerkannten journalistischen Grundsätzen zu entsprechen. Glei-
ches gilt für andere geschäftsmäßig angebotene, journalistisch-redaktionell gestaltete Tele-
medien, in denen regelmäßig Nachrichten oder politische Informationen enthalten sind und 
die nicht unter Satz 1 fallen. Nachrichten sind vom Anbieter vor ihrer Verbreitung mit der 
nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft und Wahrheit zu prüfen. 

 
(2) Bei der Wiedergabe von Meinungsumfragen, die von Anbietern von Telemedien durchge-

führt werden, ist ausdrücklich anzugeben, ob sie repräsentativ sind. 
 
(3) Anbieter nach Absatz 1 Satz 2, die nicht der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der 

Beschwerdeordnung des Deutschen Presserates unterliegen, können sich einer nach den Ab-
sätzen 4 bis 8 anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle anschließen. Aner-
kannte Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle überprüfen die Einhaltung der Pflichten 
nach den Absätzen 1 und 2 bei den ihnen angeschlossenen Anbietern. Sie sind verpflichtet, 
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gemäß ihrer Verfahrensordnung nach Absatz 4 Nr. 4 Beschwerden über die ihnen ange-
schlossenen Anbieter unverzüglich nachzugehen. 

 
(4) Eine Einrichtung ist als Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne des Absatzes 3 an-

zuerkennen, wenn 
 

1. die Unabhängigkeit und Sachkunde ihrer benannten Prüfer gewährleistet ist und dabei 
auch Vertreter aus gesellschaftlichen Gruppen berücksichtigt sind, die sich in besonderer 
Weise mit Fragen des Journalismus befassen, 

2. eine sachgerechte Ausstattung sichergestellt ist, 
3. Vorgaben für die Entscheidungen der Prüfer bestehen, die in der Spruchpraxis die Ein-

haltung der Vorgaben der Absätze 1 und 2 zu gewährleisten geeignet sind, 

4. eine Verfahrensordnung besteht, die den Umfang und Ablauf der Prüfung sowie mögli-
che Sanktionen regelt und die Möglichkeit der Überprüfung von Entscheidungen vor-
sieht, 

5. gewährleistet ist, dass die betroffenen Anbieter vor einer Entscheidung gehört werden, 
die Entscheidung schriftlich begründet und den Beteiligten mitgeteilt wird, 

6. eine Beschwerdestelle eingerichtet ist und 
7. die Einrichtung für den Beitritt weiterer Anbieter offensteht. 

 
(5) Die Entscheidung über die Anerkennung trifft  die zuständige Landesmedienanstalt. 

 
(6) Die Anerkennung kann ganz oder teilweise widerrufen oder mit Nebenbestimmungen verse-

hen werden, wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung nachträglich entfallen sind oder 
die Spruchpraxis der Einrichtung nicht mit den Bestimmungen dieses Staatsvertrages über-
einstimmt. Eine Entschädigung für Vermögensnachteile durch den Widerruf der Anerken-
nung wird nicht gewährt. 

(7) Die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle sollen sich über die Anwen-

dung der Absätze 1 und 2 abstimmen. 

 
(8) Die zuständige Landesmedienanstalt kann Entscheidungen einer anerkannten Einrichtung 

der Freiwilligen Selbstkontrolle, die die Grenzen des Beurteilungsspielraums überschreiten, 
beanstanden und ihre Aufhebung verlangen. Kommt eine anerkannte Einrichtung der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle ihren Aufgaben und Pflichten nicht nach, kann die zuständige Landes-
medienanstalt verlangen, dass sie diese erfüllt. Eine Entschädigung für hierdurch entste-
hende Vermögensnachteile wird nicht gewährt. 

 
 

§ 20 

Gegendarstellung 

 

(1) Anbieter von Telemedien mit journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten, in denen ins-
besondere vollständig oder teilweise Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild 
wiedergegeben werden, sind verpflichtet, unverzüglich eine Gegendarstellung der Person o-
der Stelle, die durch eine in ihrem Angebot aufgestellte Tatsachenbehauptung betroffen ist, 
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ohne Kosten für den Betroffenen in ihr Angebot ohne zusätzliches Abrufentgelt aufzuneh-
men. Die Gegendarstellung ist ohne Einschaltungen und Weglassungen in gleicher Aufma-
chung wie die Tatsachenbehauptung anzubieten. Die Gegendarstellung ist so lange wie die 
Tatsachenbehauptung in unmittelbarer Verknüpfung mit ihr anzubieten. Wird die Tatsachen-
behauptung nicht mehr angeboten oder endet das Angebot vor Aufnahme der Gegendarstel-
lung, ist die Gegendarstellung an vergleichbarer Stelle so lange anzubieten, wie die ursprüng-
lich angebotene Tatsachenbehauptung. Eine Erwiderung auf die Gegendarstellung muss sich 
auf tatsächliche Angaben beschränken und darf nicht unmittelbar mit der Gegendarstellung 
verknüpft werden. 

 
(2) Eine Verpflichtung zur Aufnahme der Gegendarstellung gemäß Absatz 1 besteht nicht, wenn 

 
1. der Betroffene kein berechtigtes Interesse an der Gegendarstellung hat, 
2. der Umfang der Gegendarstellung unangemessen über den der beanstandeten Tatsa-

chenbehauptung hinausgeht, 
3. die Gegendarstellung sich nicht auf tatsächliche Angaben beschränkt oder einen straf-

baren Inhalt hat oder 

4. die Gegendarstellung nicht unverzüglich, spätestens sechs Wochen nach dem letzten 
Tage des Angebots des beanstandeten Textes, jedenfalls jedoch drei Monate nach der 
erstmaligen Einstellung des Angebots, dem in Anspruch genommenen Anbieter schrift-
lich und von dem Betroffenen oder seinem gesetzlichen Vertreter unterzeichnet zu-
geht. 

 
(3) Für die Durchsetzung des vergeblich geltend gemachten Gegendarstellungsanspruchs ist der 

ordentliche Rechtsweg gegeben. Auf dieses Verfahren sind die Vorschriften der Zivilprozess-
ordnung über das Verfahren auf Erlass einer einstweiligen Verfügung entsprechend anzu-
wenden. Eine Gefährdung des Anspruchs braucht nicht glaubhaft gemacht zu werden. Ein 
Verfahren zur Hauptsache findet nicht statt. 

 
(4) Eine Verpflichtung zur Gegendarstellung besteht nicht für wahrheitsgetreue Berichte über 

öffentliche Sitzungen der übernationalen parlamentarischen Organe, der gesetzgebenden 
Organe des Bundes und der Länder sowie derjenigen Organe und Stellen, bei denen das je-
weilige Landespressegesetz eine presserechtliche Gegendarstellung ausschließt. 

 
 

§ 21 

Barrierefreiheit 

 

Anbieter von Telemedien sollen im Rahmen der technischen und ihrer finanziellen Möglichkeiten 
den barrierefreien Zugang zu Fernsehprogrammen und fernsehähnlichen Telemedien unterstüt-
zen. 
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§ 22 

Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele 

 

(1) Werbung muss als solche klar erkennbar und vom übrigen Inhalt der Angebote eindeutig ge-
trennt sein. In der Werbung dürfen keine unterschwelligen Techniken eingesetzt werden. Bei 
Werbung politischer, weltanschaulicher oder religiöser Art muss auf den Werbetreibenden 
oder Auftraggeber in angemessener Weise deutlich hingewiesen werden; § 10 Abs. 1 Satz 2 
gilt entsprechend. 

 
(2) Für Sponsoring bei Fernsehtext gilt § 10 entsprechend. 

 
(3) Für Gewinnspiele in Telemedien nach § 19 Abs. 1 gilt § 11 entsprechend. 

 
 

§ 23 

Datenverarbeitung zu journalistischen Zwecken, Medienprivileg 

 

(1) Soweit die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, das 
Deutschlandradio, private Rundfunkveranstalter oder Unternehmen und Hilfsunternehmen 
der Presse als Anbieter von Telemedien personenbezogene Daten zu journalistischen Zwe-
cken verarbeiten, ist es den hiermit befassten Personen untersagt, diese personenbezogenen 
Daten zu anderen Zwecken zu verarbeiten (Datengeheimnis). Diese Personen sind bei der 
Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis be-
steht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. Im Übrigen finden für die Datenverarbeitung 
zu journalistischen Zwecken außer den Kapiteln I, VIII, X und XI der Verordnung (EU) 
2016/679 nur die Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f in Verbindung mit Abs. 2, Artikel 24 und Artikel 32 
der Verordnung (EU) 2016/679 Anwendung. Artikel 82 und 83 der Verordnung (EU) 
2016/679 gelten mit der Maßgabe, dass nur für eine Verletzung des Datengeheimnisses ge-
mäß den Sätzen 1 bis 3 sowie für unzureichende Maßnahmen nach Artikel 5 Abs. 1 Buchst. f, 
Artikel 24 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 gehaftet wird. Kapitel VIII der Verordnung 
(EU) 2016/679 findet keine Anwendung, soweit Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunter-
nehmen der Presse der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Beschwerdeord-
nung des Deutschen Presserates unterliegen. Die Sätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die zu 
den in Satz 1 genannten Stellen gehörenden Hilfs- und Beteiligungsunternehmen. Den be-
troffenen Personen stehen nur die in den Absätzen 2 und 3 genannten Rechte zu. 

 
(2) Werden personenbezogene Daten von einem Anbieter von Telemedien zu journalistischen 

Zwecken gespeichert, verändert, übermittelt, gesperrt oder gelöscht und wird die betroffene 
Person dadurch in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, kann sie Auskunft über die zu-
grunde liegenden, zu ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach 
Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Beteiligten verweigert werden, soweit 

 
1. aus den Daten auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder Verbreitung 

mitgewirkt haben, geschlossen werden kann, 
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2. aus den Daten auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers von Beiträgen, 
Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann o-
der 

3. durch die Mitteilung der recherchierten oder sonst erlangten Daten die journalistische 
Aufgabe des Anbieters durch Ausforschung des Informationsbestandes beeinträchtigt 
würde. 

 
Die betroffene Person kann die unverzügliche Berichtigung unrichtiger personenbezogener 
Daten im Datensatz oder die Hinzufügung einer eigenen Darstellung von angemessenem Um-
fang verlangen. Die weitere Speicherung der personenbezogenen Daten ist rechtmäßig, 
wenn dies für die Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Interessen erforderlich ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für 
Angebote von Unternehmen, Hilfs- und Beteiligungsunternehmen der Presse, soweit diese 
der Selbstregulierung durch den Pressekodex und der Beschwerdeordnung des Deutschen 
Presserates unterliegen. 

 
(3) Führt die journalistische Verarbeitung personenbezogener Daten zur Verbreitung von Gegen-

darstellungen der betroffenen Person oder zu Verpflichtungserklärungen, Beschlüssen oder 
Urteilen über die Unterlassung der Verbreitung oder über den Widerruf des Inhalts der Da-
ten, sind diese Gegendarstellungen, Verpflichtungserklärungen und Widerrufe zu den ge-
speicherten Daten zu nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten 
selbst sowie bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen zu übermitteln. 

 
 

§ 24 

Telemediengesetz, Öffentliche Stellen 

 

(1) Für Telemedien, die den Bestimmungen dieses Staatsvertrages oder den Bestimmungen der 
übrigen medienrechtlichen Staatsverträge der Länder unterfallen, gelten im Übrigen die 
Bestimmungen des Telemediengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung. Absatz 2 bleibt 
unberührt. 
 

(2) Für die öffentlichen Stellen der Länder gelten neben den vorstehenden Bestimmungen die 
Bestimmungen des Telemediengesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

 
(3) Die Aufsicht über die Einhaltung der Bestimmungen des Telemediengesetzes richtet sich 

nach Landesrecht. 
 
 

§ 25 

Notifizierung 

 

Änderungen dieses Unterabschnitts sowie des V. Abschnitts unterliegen der Notifizierungspflicht ge-

mäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 
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2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschrif-

ten für die Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1). 

 
 

Dritter Abschnitt  

Besondere Bestimmungen für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 

 

§ 26 

Auftrag 

 

(1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten ist, durch die Herstellung und Verbrei-
tung ihrer Angebote als Medium und Faktor des Prozesses freier individueller und öffentlicher 
Meinungsbildung zu wirken und dadurch die demokratischen, sozialen und kulturellen Be-
dürfnisse der Gesellschaft zu erfüllen. Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben in 
ihren Angeboten einen umfassenden Überblick über das internationale, europäische, nationale 
und regionale Geschehen in allen wesentlichen Lebensbereichen zu geben. Sie sollen hier-
durch die internationale Verständigung, die europäische Integration und den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt in Bund und Ländern fördern. Ihre Angebote haben der Bildung, Informa-
tion, Beratung und Unterhaltung zu dienen. Sie haben Beiträge insbesondere zur Kultur anzu-
bieten. Auch Unterhaltung soll einem öffentlich-rechtlichen Angebotsprofil entsprechen. 

 
(2) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten haben bei der Erfüllung ihres Auftrags die 

Grundsätze der Objektivität und Unparteilichkeit der Berichterstattung, die Meinungsvielfalt 
sowie die Ausgewogenheit ihrer Angebote zu berücksichtigen. 

 
(3) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten arbeiten zur Erfüllung ihres Auftrages zusam-

men; die Zusammenarbeit regeln sie in öffentlich-rechtlichen Verträgen. 

 
(4) Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind mit der Erbringung von Dienstleistungen 

von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Sinne des Artikels 106 Abs. 2 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union auch betraut, soweit sie zur Erfüllung ihres 
Auftrags gemäß Absatz 1 bei der Herstellung und Verbreitung von Angeboten im Sinne des 
§ 27 zusammenarbeiten. Die Betrauung gilt insbesondere für die Bereiche Produktion, Pro-
duktionsstandards, Programmrechteerwerb, Programmaustausch, Verbreitung und Weiter-
verbreitung von Angeboten, Beschaffungswesen, Sendernetzbetrieb, informationstechnische 
und sonstige Infrastrukturen, Vereinheitlichung von Geschäftsprozessen, Beitragsservice und 
allgemeine Verwaltung. Von der Betrauung nicht umfasst sind kommerzielle Tätigkeiten 
nach § 40 Abs. 1 Satz 2. 

 
 

§ 27 

Angebote 

 

(1) Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind Rundfunkprogramme (Hörfunk- und 
Fernsehprogramme) und Telemedienangebote nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und der 
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jeweiligen landesrechtlichen Regelungen. Der öffentlich- rechtliche Rundfunk kann pro-
grammbegleitend Druckwerke mit programmbezogenem Inhalt anbieten. 

 
(2) Rundfunkprogramme, die über unterschiedliche Übertragungswege zeitgleich verbreitet 

werden, gelten zahlenmäßig als ein Angebot. 

 
 

§ 28 

Fernsehprogramme 

 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten veranstalten gemeinsam 
folgende Fernsehprogramme: 

 
1. das Vollprogramm α9ǊǎǘŜǎ Deutsches Fernsehen (Das 9ǊǎǘŜύάΣ 
2. zwei Programme als Zusatzangebote nach Maßgabe der als Anlage beigefügten Kon-

zepte, und zwar die Programme 

 
a) αǘŀƎŜǎǎŎƘŀǳнпά und 
b) α9ƛƴǎCŜǎǘƛǾŀƭάΦ 

 
(2) Folgende Fernsehprogramme von einzelnen oder mehreren in der ARD zusammengeschlosse-

nen Landesrundfunkanstalten werden nach Maßgabe ihres jeweiligen Landesrechts veranstal-
tet: 

 
1. die Dritten Fernsehprogramme einschließlich regionaler Auseinanderschaltun gen, und 

zwar jeweils 
 

a) des Bayerischen Rundfunks (BR), 
b) des Hessischen Rundfunks (HR), 
c) des Mitteldeutschen Rundfunks (MDR), 
d) des Norddeutschen Rundfunks (NDR), 
e) von Radio Bremen (RB), 

vom Rundfunk Berlin-Brandenburg (RBB), 
f) des Südwestrundfunks (SWR), 
g) des Saarländischen Rundfunks (SR) und 
h) des Westdeutschen Rundfunks (WDR), 

 
2. das Spartenprogramm α!w5-ŀƭǇƘŀά mit dem Schwerpunkt Bildung vom BR. 

 
(3) Das ZDF veranstaltet folgende Fernsehprogramme: 

 
1. das Vollprogramm α½ǿŜƛǘŜǎ Deutsches Fernsehen ό½5CύάΣ 
2. zwei Programme als Zusatzangebote nach Maßgabe der als Anlage beigefügten Kon-

zepte, und zwar die Programme 
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a) α½5CƛƴŦƻά und 
b) α½5CƴŜƻάΦ 

 
(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF veranstalten 

gemeinsam folgende Fernsehprogramme: 

 
1. das Vollprogramm αоǎŀǘά mit kulturellem Schwerpunkt unter Beteiligung öffentlich- 

rechtlicher europäischer Veranstalter, 
2. das Vollprogramm αŀǊǘŜ- Der Europäische YǳƭǘǳǊƪŀƴŀƭά unter Beteiligung öffentlich-

rechtlicher europäischer Veranstalter, 

3. das Spartenprogramm αtIh9bL· - Der Ereignis- und 5ƻƪǳƳŜƴǘŀǘƛƻƴǎƪŀƴŀƭά und 
4. das Spartenprogramm αYLΦY! - Der YƛƴŘŜǊƪŀƴŀƭάΦ 

 
(5) Die analoge Verbreitung eines bislang ausschließlich digital verbreiteten Programms ist unzu-

lässig. 
 

 
§ 29 

Hörfunkprogramme 

 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten veranstalten Hörfunkpro-
gramme einzeln oder zu mehreren für ihr jeweiliges Versorgungsgebiet auf Grundlage des 
jeweiligen Landesrechts; bundesweit ausgerichtete Hörfunkprogramme finden nicht statt. 
Ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunkprogramme sind nur nach Maßgabe eines 
nach § 32 durchgeführten Verfahrens zulässig. 

 
(2) Die Gesamtzahl der terrestrisch verbreiteten Hörfunkprogramme der in der ARD zusammen-

geschlossenen Landesrundfunkanstalten darf die Zahl der zum 1. April 2004 terrestrisch ver-
breiteten Hörfunkprogramme nicht übersteigen. Das Landesrecht kann vorsehen, dass die 
jeweilige Landesrundfunkanstalt zusätzlich so viele digitale terrestrische Hörfunkprogramme 
veranstaltet, wie sie Länder versorgt. Das jeweilige Landesrecht kann vorsehen, dass terrest-
risch verbreitete Hörfunkprogramme gegen andere terrestrisch verbreitete Hörfunkpro-
gramme, auch gegen ein Kooperationsprogramm, ausgetauscht werden, wenn dadurch ins-
gesamt keine Mehrkosten entstehen und sich die Gesamtzahl der Programme nicht erhöht. 
Kooperationsprogramme werden jeweils als ein Programm der beteiligten Anstalten gerech-
net. Regionale Auseinanderschaltungen von Programmen bleiben unberührt. Der Austausch 
eines in digitaler Technik verbreiteten Programms gegen ein in analoger Technik verbreitetes 
Programm ist nicht zulässig. 

 
(3) Das Deutschlandradio veranstaltet folgende Hörfunkprogramme mit den Schwerpunkten in 

den Bereichen Information, Bildung und Kultur: 

 
1. das Programm α5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘŦǳƴƪάΣ 
2. das Programm α5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘŦǳƴƪ YǳƭǘǳǊάΣ 
3. das in digitaler Technik verbreitete Programm α5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘŦǳƴƪ bƻǾŀά nach Maß-
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gabe des als Anlage beigefügten Konzepts, insbesondere unter Rückgriff auf die Mög-
lichkeiten nach § 5 Abs. 2 des Deutschlandradio-Staatsvertrages; die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten kooperieren hierzu mit dem 
Deutschlandradio, 

4. ausschließlich im Internet verbreitete Hörfunkprogramme mit Inhalten aus den in den 
Nummern 1 bis 3 aufgeführten Programmen nach Maßgabe eines nach § 32 durch-
geführten Verfahrens. 

 
(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das Deutschlandra-

dio veröffentlichen in den amtlichen Verkündungsblättern der Länder jährlich zum 1. Ja-
nuar eine Auflistung der von allen Anstalten insgesamt veranstalteten Hörfunkprogramme. 

 
 

§ 30 

Telemedienangebote 

 

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 
Deutschlandradio bieten Telemedienangebote nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 Nr. 29 an. 

 
(2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst insbesondere 

 

1. Sendungen ihrer Programme auf Abruf vor und nach deren Ausstrahlung sowie eigen-
ständige audiovisuelle Inhalte, 

2. Sendungen ihrer Programme auf Abruf von europäischen Werken angekaufter Spiel-
filme und angekaufter Folgen von Fernsehserien, die keine Auftragsproduktionen sind, 
bis zu dreißig Tage nach deren Ausstrahlung, wobei die Abrufmöglichkeit grundsätzlich 
auf Deutschland zu beschränken ist, 

3. Sendungen ihrer Programme auf Abruf von Großereignissen gemäß § 13 Abs. 2 sowie 
von Spielen der 1. und 2. Fußball-Bundesliga bis zu sieben Tage danach, 

4. zeit- und kulturgeschichtliche Archive mit informierenden, bildenden und kulturellen 

Telemedien. 

 
Im Übrigen bleiben Angebote nach Maßgabe der §§ 40 bis 44 unberührt. 

 
(3) Durch die zeitgemäße Gestaltung der Telemedienangebote soll allen Bevölkerungsgruppen 

die Teilhabe an der Informationsgesellschaft ermöglicht, Orientierungshilfe geboten, Mög-
lichkeiten der interaktiven Kommunikation angeboten sowie die technische und inhaltliche 
Medienkompetenz aller Generationen und von Minderheiten gefördert werden. Diese Ge-
staltung der Telemedienangebote soll die Belange von Menschen mit Behinderungen beson-
ders berücksichtigen, insbesondere in Form von Audiodeskription, Bereitstellung von Manu-
skripten oder Telemedien in leichter Sprache. 

 
(4) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 

Deutschlandradio bieten ihre Angebote in möglichst barrierefrei zugänglichen elektroni-
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schen Portalen an und fassen ihre Programme unter elektronischen Programmführern zu-
sammen. Soweit dies zur Erreichung der Zielgruppe aus journalistisch-redaktionellen Grün-
den geboten ist, können sie Telemedien auch außerhalb des dafür jeweils eingerichteten ei-
genen Portals anbieten. Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 
das ZDF und das Deutschlandradio sollen ihre Telemedien, die aus journalistisch-redaktio-
nell en Gründen dafür geeignet sind, miteinander vernetzen, insbesondere durch Verlin-
kung. Sie sollen auch auf Inhalte verlinken, die Einrichtungen der Wissenschaft und Kultur 
anbieten und die aus journalistisch-redaktionellen Gründen für die Telemedienangebote ge-
eignet sind. 

 
(5) Nicht zulässig sind in Telemedienangeboten: 

 
1. Werbung mit Ausnahme von Produktplatzierung, 
2. das Angebot auf Abruf von angekauften Spielfilmen und angekauften Folgen von Fern-

sehserien, die keine Auftragsproduktionen sind mit Ausnahme der in Absatz 2 Satz 1 Nr. 
2 genannten europäischen Werke, 

3. eine flächendeckende lokale Berichterstattung, 
4. die in der Anlage zu diesem Staatsvertrag aufgeführten Angebotsformen. 

 
Für Produktplatzierung nach Satz 1 Nr. 1 gelten § 8 Abs. 7 und § 38 entsprechend. 

 
(6) Werden Telemedien von den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-

ten, dem ZDF oder dem Deutschlandradio außerhalb des von ihnen jeweils eingerichteten 
eigenen Portals verbreitet, sollen sie für die Einhaltung des Absatzes 5 Satz 1 Nr. 1 Sorge tra-
gen. Durch die Nutzung dieses Verbreitungswegs dürfen sie keine Einnahmen durch Wer-
bung und Sponsoring erzielen. 

(7) Die Telemedienangebote dürfen nicht presseähnlich sein. Sie sind im Schwerpunkt mittels Be-
wegtbild oder Ton zu gestalten, wobei Text nicht im Vordergrund stehen darf. Angebotsüber-
sichten, Schlagzeilen, Sendungstranskripte, Informationen über die jeweilige Rundfunkanstalt 
und Maßnahmen zum Zweck der Barrierefreiheit bleiben unberührt. Unberührt bleiben ferner 
Telemedien, die der Aufbereitung von Inhalten aus einer konkreten Sendung einschließlich Hin-
tergrundinformationen dienen, soweit auf für die jeweilige Sendung genutzte Materialien und 
Quellen zurückgegriffen wird und diese Angebote thematisch und inhaltlich die Sendung unter-
stützen, begleiten und aktualisieren, wobei der zeitliche und inhaltliche Bezug zu einer be-
stimmten Sendung im jeweiligen Telemedienangebot ausgewiesen werden muss. Auch bei Te-
lemedien nach Satz 4 soll nach Möglichkeit eine Einbindung von Bewegtbild oder Ton erfolgen. 
Zur Anwendung der Sätze 1 bis 5 soll von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und 
den Spitzenverbänden der Presse eine Schlichtungsstelle eingerichtet werden. 

 
 
 

 

 

 

§ 31 
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Satzungen, Richtlinien, Berichtspflichten 

 
(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 

Deutschlandradio erlassen jeweils Satzungen oder Richtlinien zur näheren Durchführung ih-
res jeweiligen Auftrags sowie für das Verfahren zur Erstellung von Konzepten für Telemedien-
angebote und das Verfahren für neue Telemedienangebote oder wesentliche Änderungen. 
Die Satzungen oder Richtlinien enthalten auch Regelungen zur Sicherstellung der Unabhängig-
keit der Gremienentscheidungen. Die Satzungen oder Richtlinien sind im Internetauftritt der 
in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder des Deutsch-
landradios zu veröffentlichen. 

 
(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 

Deutschlandradio veröffentlichen alle zwei Jahre einen Bericht über die Erfüllung ihres je-
weiligen Auftrages, über die Qualität und Quantität der bestehenden Angebote sowie die 
Schwerpunkte der jeweils geplanten Angebote. 

 
(3) In den Geschäftsberichten der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstal-

ten, des ZDF und des Deutschlandradios ist auch der Umfang der Produktionen mit von die-
sen gesellschaftsrechtlich abhängigen und unabhängigen Produktionsunternehmen darzu-
stellen. Dabei ist auch darzustellen, in welcher Weise der Protokollerklärung aller Länder 
zu§ 11d Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrages im Rahmen des 22. Rundfunkänderungsstaats-
vertrages Rechnung getragen wird. 

 
 

§ 32 

Telemedienkonzepte 

 
(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das 

Deutschlandradio konkretisieren die inhaltliche Ausrichtung ihrer geplanten Telemedienan-
gebote nach § 30 jeweils in Telemedienkonzepten, die Zielgruppe, Inhalt, Ausrichtung, Ver-
weildauer, die Verwendung internetspezifischer Gestaltungsmittel sowie die Maßnahmen 
zur Einhaltung des § 30 Abs. 7 Satz 1 näher beschreiben. Es sind angebotsabhängige differen-
zierte Befristungen für die Verweildauern vorzunehmen mit Ausnahme der Archive nach 
§ 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, die unbefristet zulässig sind. Sollen Telemedien auch außerhalb des 
eingerichteten eigenen Portals angeboten werden, ist dies zu begründen. Die insoweit vorge-
sehenen Maßnahmen zur Berücksichtigung des Jugendmedienschutzes, des Datenschutzes 
sowie des § 30 Abs. 6 Satz 1 sind zu beschreiben. 

 
(2) Die Beschreibung aller Telemedienangebote muss einer Nachprüfung des Finanzbedarfs 

durch die Kommission zur Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkan-
stalten (KEF) ermöglichen. 

 
(3) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutsch-

landradio legen in den Satzungen oder Richtlinien übereinstimmende Kriterien fest, in 
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welchen Fällen ein neues oder die wesentliche Änderung eines Telemedienangebots vor-
liegt, das nach dem nachstehenden Verfahren der Absätze 4 bis 7 zu prüfen ist. Eine we-
sentliche Änderung liegt insbesondere vor, wenn die inhaltliche Gesamtausrichtung des 
Telemedienangebots oder die angestrebte Zielgruppe verändert wird. Das Verfahren der 
Absätze 4 bis 7 bezieht sich bei wesentlichen Änderungen allein auf die Abweichungen von 
den bisher veröffentlichten Telemedienkonzepten. 

 
(4) Ist ein neues Telemedienangebot nach Absatz 1 oder die wesentliche Änderung eines beste-

henden Telemedienangebots nach Absatz 3 geplant, hat die Rundfunkanstalt gegenüber ih-
rem zuständigen Gremium darzulegen, dass das geplante, neue Telemedienangebot oder die 
wesentliche Änderung vom Auftrag umfasst ist. Es sind Aussagen darüber zu treffen, 

 
1. inwieweit das neue Telemedienangebot oder die wesentliche Änderung den demo-

kratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnissen der Gesellschaft entspricht, 
2. in welchem Umfang durch das neue Telemedienangebot oder die wesentliche Ände-

rung in qualitativer Hinsicht zum publizistischen Wettbewerb beigetragen wird und 
3. welcher finanzielle Aufwand für das neue Telemedienangebot oder die wesentliche 

Änderung erforderlich ist. 

 
Dabei sind Quantität und Qualität der vorhandenen frei zugänglichen Telemedienangebote, 
die Auswirkungen auf alle relevanten Märkte des geplanten, neuen Telemedienangebots oder 
der wesentlichen Änderung sowie jeweils deren meinungsbildende Funktion angesichts be-
reits vorhandener vergleichbarer frei zugänglicher Telemedienangebote, auch des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks, zu berücksichtigen. 

 
(5) Zu den Anforderungen des Absatzes 4 ist vor Aufnahme eines neuen Telemedienangebots 

oder einer wesentlichen Änderung durch das zuständige Gremium Dritten in geeigneter 
Weise, insbesondere im Internet, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Gelegenheit 
zur Stellungnahme besteht innerhalb einer Frist von mindestens sechs Wochen nach Veröf-
fentlichung des Vorhabens. Das zuständige Gremium der Rundfunkanstalt hat die eingegan-
genen Stellungnahmen zu prüfen. Das zuständige Gremium kann zur Entscheidungsbildung 
gutachterliche Beratung durch unabhängige Sachverständige auf Kosten der jeweiligen 
Rundfunkanstalt in Auftrag geben; zu den Auswirkungen auf alle relevanten Märkte ist gut-
achterliche Beratung hinzuzuziehen. Der Name des Gutachters ist bekanntzugeben. Der Gut-
achter kann weitere Auskünfte und Stellungnahmen einholen; ihm können Stellungnahmen 
unmittelbar übersandt werden. 

 
(6) Die Entscheidung, ob die Aufnahme eines neuen Telemedienangebots oder einer wesentli-

chen Änderung den Voraussetzungen des Absatzes 4 entspricht, bedarf der Mehrheit von 
zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder, mindestens der Mehrheit der gesetzlichen Mitglie-
der des zuständigen Gremiums. Die Entscheidung ist zu begründen. In den Entscheidungs-
gründen muss unter Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen und eingeholten 
Gutachten dargelegt werden, ob das neue Telemedienangebot oder die wesentliche Ände-
rung vom Auftrag umfasst ist. Die jeweilige Rundfunkanstalt hat das Ergebnis ihrer Prüfung 
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einschließlich der eingeholten Gutachten unter Wahrung von Geschäftsgeheimnissen in glei-
cher Weise wie die Veröffentlichung des Vorhabens bekannt zu machen. 

 
(7) Der für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde sind vor der Veröffentlichung alle für eine 

rechtsaufsichtliche Prüfung notwendigen Auskünfte zu erteilen und Unterlagen zu übermit-
teln. Nach Abschluss des Verfahrens nach den Absätzen 5 und 6 und nach Prüfung durch die 
für die Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist die Beschreibung des neuen Telemedienange-
bots oder der wesentlichen Änderung im Internetauftritt der in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder des Deutschlandradios zu veröffentlichen. In 
den amtlichen Verkündungsblättern der betroffenen Länder ist zugleich auf die Veröffentli-
chung im Internetauftritt der jeweiligen Rundfunkanstalt hinzuweisen. 

 
 

§ 33 

Jugendangebot 

 
(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF bieten ge-

meinsam ein Jugendangebot an, das Rundfunk und Telemedien umfasst. Das Jugendangebot 
soll inhaltlich die Lebenswirklichkeit und die Interessen junger Menschen als Zielgruppe in 
den Mittelpunkt stellen und dadurch einen besonderen Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-
rechtlichen Auftrags nach § 26 leisten. Zu diesem Zweck sollen die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF insbesondere eigenständige audiovisuelle 
Inhalte für das Jugendangebot herstellen oder herstellen lassen und Nutzungsrechte an Inhal-
ten für das Jugendangebot erwerben. Das Jugendangebot soll journalistisch-redaktionell ver-
anlasste und journalistisch-redaktionell gestaltete interaktive Angebotsformen aufweisen 
und Inhalte anbieten, die die Nutzer selbst zur Verfügung stellen. 

 
(2) Zur Erfüllung der demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Zielgruppe ist das 

Jugendangebot inhaltlich und technisch dynamisch und entwicklungsoffen zu gestalten 
und zu verbreiten. Dazu soll auch durch eine zielgruppengerechte interaktive Kommunika-
tion mit den Nutzern sowie durch verstetigte Möglichkeiten ihrer Partizipation beigetragen 
werden. 

 
(3) Andere Angebote der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und 

des ZDF nach Maßgabe dieses Staatsvertrages sollen mit dem Jugendangebot inhaltlich und 
technisch vernetzt werden. Wird ein eigenständiger Inhalt des Jugendangebots auch in einem 
anderen Angebot der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten oder 
des ZDF genutzt, sind die für das andere Angebot geltenden Maßgaben dieses Staatsvertra-
ges einschließlich eines eventuellen Telemedienkonzepts zu beachten. 

 
(4) Die Verweildauer der Inhalte des Jugendangebots ist von den in der ARD zusammenge-

schlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF so zu bemessen, dass sie die Lebenswirk-
lichkeit und die Interessen junger Menschen abbilden und die demokratischen, sozialen und 
kulturellen Bedürfnisse der jeweils zur Zielgruppe gehörenden Generationen erfüllen. Die 
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Grundsätze der Bemessung der Verweildauer sind von den in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF regelmäßig zu prüfen. Die Verweildauer von 
angekauften Spielfilmen und angekauften Folgen von Fernsehserien, die keine Auftragspro-
duktionen sind, ist zeitlich angemessen zu begrenzen. 

 

(5) Werbung mit Ausnahme von Produktplatzierung nach Maßgabe von § 8 Abs. 7 und § 38, flä-
chendeckende lokale Berichterstattung, nicht auf das Jugendangebot bezogene presseähnliche 
Angebote, ein eigenständiges Hörfunkprogramm und die für das Jugendangebot in der Anlage 
zu diesem Staatsvertrag genannten Angebotsformen sind im Jugendangebot nicht zulässig. Ist 
zur Erreichung der Zielgruppe aus journalistisch-redaktionellen Gründen die Verbreitung des 
Jugendangebots außerhalb des von den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten und dem ZDF für das Jugendangebot eingerichteten eigenen Portals geboten, sollen 
die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF für die Einhal-
tung der Bedingungen des Satzes 1 Sorge tragen. Sie haben für diesen Verbreitungsweg über-
einstimmende Richtlinien, insbesondere zur Konkretisierung des Jugendmedienschutzes und 
des Datenschutzes, zu erlassen. Das Jugendangebot darf nicht über Rundfunkfrequenzen (Ka-
bel, Satellit, Terrestrik) verbreitet werden. 

 
(6) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF haben ge-

meinsam in Bezug auf das Jugendangebot in dem nach § 31 Abs. 2 zu veröffentlichenden 
Bericht insbesondere darzustellen: 

 
1. den besonderen Beitrag des Jugendangebots zur Erfüllung des öffentlich- rechtlichen 

Auftrags, 
2. das Erreichen der Zielgruppe, die zielgruppengerechte Kommunikation sowie die ver-

stetigten Möglichkeiten der Partizipation der Zielgruppe, 

3. das Ergebnis der Prüfung der Verweildauer nach Absatz 4, 
4. die Nutzung des Verbreitungswegs außerhalb des für das Jugendangebot eingerichteten 

eigenen Portals nach Absatz 5 Satz 2 und 3, 
5. den jeweiligen Anteil der in Deutschland und in Europa für das Jugendangebot hergestell-

ten Inhalte und 
6. den jeweiligen Anteil an Eigenproduktionen, Auftragsproduktionen und erworbenen Nut-

zungsrechten für angekaufte Spielfilme und angekaufte Folgen von Fernsehserien für das 
Jugendangebot. 

 
 

§ 34 

Funktionsgerechte Finanzausstattung, Grundsatz des Finanzausgleichs 

 

(1) Die Finanzausstattung hat den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in die Lage zu versetzen, 

seine verfassungsmäßigen und gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen; sie hat insbesondere den 

Bestand und die Entwicklung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu gewährleisten. 

 
(2) Der Finanzausgleich unter den Landesrundfunkanstalten ist Bestandteil des Finanzierungssys-
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tems der ARD; er stellt insbesondere eine funktionsgerechte Aufgabenerfüllung der Anstal-
ten Saarländischer Rundfunk und Radio Bremen sicher. Der Umfang der Finanzausgleichs-
masse und ihre Anpassung an den Rundfunkbeitrag bestimmen sich nach dem Rundfunkfi-
nanzierungsstaatsvertrag. 

 
 

§ 35 

Finanzierung 

 

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert sich durch Rundfunkbeiträge, Einnahmen aus Rund-

funkwerbung und sonstige Einnahmen; vorrangige Finanzierungsquelle ist der Rundfunkbeitrag. 

Programme und Angebote im Rahmen seines Auftrags gegen besonderes Entgelt sind unzulässig; 

ausgenommen hiervon sind Begleitmaterialien. Einnahmen aus dem Angebot von Telefonmehr-

wertdiensten dürfen nicht erzielt werden. 

 
 

§ 36 

Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 

 
(1) Der Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird regelmäßig entsprechend den 

Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, einschließlich der damit verbundenen 
Rationalisierungspotentiale, auf der Grundlage von Bedarfsanmeldungen der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und der Körperschaft des öffent-
lichen Rechts "Deutschlandradio" durch die unabhängige KEF geprüft und ermittelt. 

 
(2) Bei der Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs sind insbesondere zugrunde zu legen 
 

1. die wettbewerbsfähige Fortführung der bestehenden Rundfunkprogramme sowie die 
durch Staatsvertrag aller Länder zugelassenen Fernsehprogramm e (bestandsbezogener 
Bedarf), 

2. nach Landesrecht zulässige neue Rundfunkprogramme, die Teilhabe an den neuen 

rundfunktechnischen Möglichkeiten in der Herstellung und zur Verbreitung von Rund-

funkprogrammen sowie die Möglichkeit der Veranstaltung neuer Formen von Rund-

funk (Entwicklungsbedarf), 

3. die allgemeine Kostenentwicklung und die besondere Kostenentwicklung im Medien-
bereich, 

4. die Entwicklung der Beitragserträge, der Werbeerträge und der sonstigen Erträge, 
5. die Anlage, Verzinsung und zweckbestimmte Verwendung der Überschüsse, die dadurch 

entstehen, dass die jährlichen Gesamterträge der in der ARD zusammengeschlossenen 
Landesrundfunkanstalten, des ZDF oder des Deutschlandradios die Gesamtaufwendun-
gen für die Erfüllung ihres Auftrags übersteigen. 

 
(3) Bei der Überprüfung und Ermittlung des Finanzbedarfs soll ein hoher Grad der Objektivier-

barkeit erreicht werden. 

 


